
- III-1 RBs 45/19 – Beschluss vom 14.02.2019 -                  
 
StVO §  23 Abs. 1a Nr. 1 und 2  
1. Das Aufnehmen eines Laptops durch den Betroffenen auf seinen Schoß zu einem 
Zeitpunkt, zu dem nicht ausschließbar der Motor des Fahrzeuges an der Lichtzei-
chenanlage manuell ausgeschaltet ist, begründet kein (fortgesetztes) Aufnehmen 
des Geräts gemäß § 23 Abs. 1a Nr. 1 StVO im Zeitpunkt des Losfahrens, wenn der 
Betroffene den Laptop beim Anfahren nicht in den Händen hält, sondern sich dieser 
auf seinem Schoß eingeklemmt zwischen Oberschenkel und Lenkrad befindet.     
2. Beim Anfahren an einer Lichtzeichenanlage unter weiterem „Tippen“ auf der Tas-
tatur des Laptops scheidet eine noch erträgliche kurze Blickabwendung nach Maß-
gabe des § 23 Abs. 1a Nr. 2 StVO schon ihrer Natur nach aus; die festgestellten Be-
nutzung erfordert jedenfalls mehr als einen nur kurzen Blickkontakt.  
 
- III-1 RBs 69/19 – Beschluss vom 26.02.2019 -                   
 
Strafrecht 
Geschwindigkeitsmessung mit LEIVTEC XV3 
 
Nachgang zu SenE v. 20.04.2018 – III-1 RBs 115/18: unzulässige Aufklärungsrüge 
zum Geschwindigkeitsmessverfahren mit dem Messgerät LEIVTEC XV3 
 
- III-1 RVs 227-233-234/19 – Urteil vom 15.02.2019 -                   
 
Strafrecht 

 
StGB §  123, VersammlG § 26  
1. Bei einer in einer Bahnsteighalle quer oberhalb der Gleise verlaufenden, der War-
tung dienenden Empore, die nur über zwei jeweils gesondert gegen Benutzung gesi-
cherte Treppenanlagen zu erreichen ist, handelt es sich um befriedetes Besitztum im 
Sinne des § 123 Abs. 1 StGB.   
2. Unter dem Gesichtspunkt der im Strafrecht geltenden strikten Wortsinnbindung 
(Art. 103 Abs. 2 GG) begegnet es erheblichen Bedenken, eine in einer überdachten 
Bahnhofshalle stattfindende (präsumptive) Versammlung als „unter freiem Himmel“ 
im Sinne von § 26 Ziff. 2 VersammlG stattfindend anzusprechen.  
 
- III-1 Ws 129/18 - 117 - Beschluss vom 08.02.2019 -                  
 
StGB §§ 203 Abs. 1 Nr. 1, SGB IV § 201  
Eine Befugnis zur Weitergabe von Daten kann sich sowohl aus einer Zustimmung als 
auch aus gesetzlichen Offenbarungspflichten ergeben. Besteht eine gesetzliche Of-
fenbarungspflicht, so stellt sie unabhängig vom Vorliegen oder Fehlen einer Zustim-
mung einen eigenen Rechtfertigungsgrund dar, der bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen von § 201 SGB VII eine Ausnahme von der ärztlichen Schweigepflicht begrün-
det. 
Zu den Voraussetzungen und zur Reichweite des befugten Offenbarens im Rahmen 
des  § 201 SGB VII. 
 
- 3 U 74/17 BSch – Urteil vom  22.11.2018 –  
 
Binnenschifffahrtsrecht 
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BGB §§ 280, 278, 823  
Zur Reichweite und Abgrenzung vertraglicher Pflichten bei Schweißarbeiten auf ei-
nem Schiff während eines Werftaufenthalts (Binnenschifffahrtssache)  
 
- 3 U 78/17 –  Urteil vom  22.11.2018 –  
 
IZPR/IPR 
 
ROM I Art. 3, 10, 11; ZPO § 293; OR §§ 422, 423  
Anwendbarkeit und Feststellung ausländischen Rechts durch deutsche Gerichte 
gem. § 293 ZPO ohne Sachverständigengutachten (hier: Auslegung von Spedtions-
vertrag nach Schweizerischem Obligationenrecht) 
 
- 3 U 138/17 BSchRh – Urteil vom  22.11.2018 –  

 
Rheinschifffahrtsrecht 
 
Art. 34 Abs. 2 c MA  
Zur Zuständigkeit der Rheinschifffahrtsgerichte gem. Art. 34 Abs. 2 c MA bei einem 
Brandschaden auf einem Schiff durch Schweißarbeiten während eines Werftaufent-
halts in flottem Wasser (Rheinschifffahrtssache) 
 
- 3 U 159/17 –  Urteil vom 26.02.2019 – nicht rechtskräftig -    
 
Verfahrensrecht 
Internationales Prozessrecht 

 
EuGVVO Art. 25   
Die Vereinbarung eines deutschen Gerichtsstandes begründet allein keinen An-
spruch Erstattung der Anwaltskosten, die durch eine der internationalen Gerichts-
standvereinbarung zuwiderlaufende gerichtliche Inanspruchnahme im Ausland (hier 
in den USA) entstanden sind.  
 
- 3 U 24/18 –  Urteil vom 29.11.2018 -   

 
Kaufvertragsrecht 

 
BGB §§ 434, 437, 281, 442  
Zu den Voraussetzungen einer Beschaffenheitsvereinbarung bei vertraglicher Be-
stimmung im Kaufvertrag zu Mieteinnahmen eines Mehrfamilienhauses 
 
- 3 U 30/18 –  Urteil vom 26.03.2019 -    
 
Handels- und Gesellschaftsrecht 
 
BGB §§ 133, 157, GmbHG  § 15  
Bei der Auslegung von nach § 15 GmbHG beurkundungspflichtigen Anteilsübertra-
gungen ist der zum Vertragsschluss festgestellte und im Wortlaut zum Ausdruck 
kommende Wille der Vertragsparteien maßgeblich, auch dann wenn sich bei Ver-
tragsende aus Sicht einer Partei ein wirtschaftliches Ungleichgewicht ergibt. 
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- 3 U 49/18 –  Urteil vom 06.12.2018 -    
 
Haftungsrecht  
 
StVG §§ 7, 18  
Be- und Entladevorgänge eines LKW mittels einer Elektroameise und im Zuge des-
sen entstanden Schäden Dritter sind beim Betrieb des LKW entstanden und können 
zur Halter- bzw. Fahrerhaftung nach §§ 7, 18 StVG führen. 
 
- 5 U 65/16 – Urteil vom 28.11.2018 -                          

    
Arztrecht 
Kündigung eines Zahnbehandlungsvertrages durch den Zahnarzt 
 
BGB §§ 611, 627, 628, 630a   
1. Ein zahnärztlicher Behandlungsvertrag kann als Vertrag über Dienste höherer Art 
jederzeit von beiden Seiten gekündigt werden. 
2. Verweigert der Zahnarzt die weitere Behandlung, weil die Patientin nicht bereit ist, 
einen – zuvor nicht abgesprochenen – Kostenvorschuss zu leisten, steht dem Zahn-
arzt eine Vergütung nur nach Maßgabe von § 628 Absatz 1 Satz 2 BGB zu, nämlich 
nur insoweit, als die geleisteten Arbeiten für die Patientin noch von Interesse sind. 
Das ist für funktionsdiagnostische Maßnahmen im Zweifel nicht anzunehmen, für 
Schleif- und Aufbauarbeiten hingegen grundsätzlich schon. 
3. Nimmt der Zahnarzt notwendige Umarbeitungen am bisherigen Zahnersatz unmit-
telbar selbst („am Stuhl“) ohne Einbeziehung eines Labors vor, um ihn als Inte-
rimsversorgung vorerst weiter zu verwenden, so hat er neben der sich nach der GOZ 
richtenden zahnärztlichen Vergütung keinen weiteren Anspruch auf Vergütung von 
„Eigenlabor-Leistungen“. 
 
- 5 U 69/16 – Urteil vom 23.01.2019 -                          

    
Arztrecht 
Aufklärung über Schnittentbindung bei makrosomem Kind 
 
BGB §§ 280, 611, 823   
1. Bei einem zu erwartenden Geburtsgewicht von (je nach Schätzung deutlich) über 
4000g, erheblichem Übergewicht und nicht auszuschließendem Schwangerschafts-
diabetes muss die Mutter frühzeitig über die Möglichkeit einer Schnittentbindung auf-
geklärt werden. 
2. Zur Frage, wann – als solche von Behandlerseite eingeräumte – Nachträge im 
Geburtsprotokoll zur angeblich erfolgten Aufklärung nicht glaubwürdig sind. 
3. Bei erkennbaren Sprachschwierigkeiten der Mutter muss sich der aufklärende Arzt 
zumindest von der Plausibilität einer von einem Familienangehörigen geleisteten 
Übersetzung überzeugen. 
4. Eine milde Form der Erb´schen Lähmung, die sich vor allem in einer maßvollen 
globalen Kraftminderung (Kraftgrad 3-4 von 5) und einer leichten Fehlstellung des 
Glenohumeralgelenks mit der Folge einer begrenzten Außenrotation des Arms äu-
ßert, rechtfertigt ein Schmerzensgeld von 30.000.- €. 
5. Denkbare, aber völlig ungewisse zukünftige Entwicklungen (insbesondere durch 
pubertäre Wachstumsschübe), die auch zu einer deutlichen Verschlechterung des 
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gesundheitlichen Zustandes führen können, dies aber keineswegs müssen, sind als 
solche nicht „vorhersehbar“ und bei der Schmerzensgeldbemessung nicht zu berück-
sichtigen. 
 
- 5 U 76/16 – Urteil vom 15.10.2018 -                           

    
Arztrecht 
Verschluss einer Trokaröffnung; Entscheidungskonflikt bei verstorbenem Pati-
enten; 

 
BGB §§ 280, 611, 823   
1. Dass eine Leitlinie eine bestimmte medizinische Vorgehensweise (hier Verschluss 
eines Trokarzugangs durch Fasziennaht) empfiehlt, bedeutet nicht, dass es sich da-
bei auch um die Abbildung des zum Behandlungszeitpunkt gültigen fachärztlichen 
Standards handelt. Dies gilt insbesondere, wenn sich die Empfehlung bei einem er-
heblichen Teil der betroffenen Medizinerkreise nicht durchgesetzt hat. 
2. Kann ein Patient zur Frage, ob er bei zutreffender Aufklärung in einen Entschei-
dungskonflikt geraten wäre, wegen seines Versterbens nicht mehr persönlich gehört 
werden, ist aufgrund einer umfassenden Würdigung aller Einzelfallumstände festzu-
stellen, ob der Patient aus nachvollziehbaren Gründen in einen ernsthaften Ent-
scheidungskonflikt geraten sein könnte (vgl. BGH, Urt. v. 17.4.2007, VI ZR 108/06). 
Davon ist nicht auszugehen, wenn angesichts einer akuten Blinddarmentzündung 
weder das Unterlassen der Blinddarmentfernung ernstlich in Betracht gekommen 
wäre, noch Umstände dafür sprechen, dass der Patient die wesentlich stärker ein-
schneidende offene Operation bevorzugt hätte.  
 
- 5 U 13/17 – Urteil vom 09.01.2019 -                             

    
Arztrecht 
Kenntnis von diabetischer Polyneuropathie begründet gesteigerte Befunder-
hebungspflichten 

 
BGB §§ 253, 280, 630a, 823   
1. Ein Durchgangsarzt, der nach einem Arbeitsunfall mit Aufprall des Fußes auf der 
Erde zunächst nur ein Umknicktrauma diagnostiziert, muss jedenfalls dann, wenn er 
im Rahmen der selbst weitergeführten Behandlung von der Diabetes mellitus-
Erkrankung des Patienten und einer darauf beruhenden Polyneuropathie erfährt, die 
Möglichkeit einer Mitbeteiligung von Fußknochen in Erwägung ziehen und röntgeno-
logisch abklären. Ein entsprechendes Versäumnis stellt sich als Befunderhebungs-
mangel und nicht als Diagnosefehler dar. 
2. Die vollständige und endgültige Ausbildung eines Charcot-Fußes bei einem 48-
jährigen Mann rechtfertigt ein Schmerzensgeld von 50.000.- €. 
 
- 5 U 29/17 – Urteil vom 16.01.2019 -                             

    
Arztrecht 
Keine Pflicht des Patienten zum ausdrücklichen Widerruf einer unwirksamen 
Einwilligung in den Eingriff 

 
BGB §§ 280, 630a, 630e, 823   
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1. Ist ein operativer Eingriff zwar dringlich veranlasst, muss aber nicht sofort erfolgen 
(hier: operative Versorgung einer Oberschenkelhalsfraktur), muss dem Patienten 
zwischen Aufklärung und Einwilligung eine den Umständen nach angemessene Be-
denkzeit gelassen werden. 
2. Besteht in einem Krankenhaus aus organisatorischen Gründen die Übung, den 
Patienten unmittelbar im Anschluss an die Aufklärung zur Unterschrift unter die vor-
gedruckte Einwilligungserklärung zu bewegen, wird die Entscheidungsfreiheit des 
Patienten unzulässig verkürzt. Eine solche Einwilligungserklärung muss vom Patien-
ten nicht ausdrücklich widerrufen werden. Vielmehr trifft die den Eingriff durchführen-
den Ärzte die Pflicht – was durch organisatorische Maßnahmen sicherzustellen ist -, 
sich vor dem Eingriff davon zu überzeugen, dass die Einwilligungserklärung nach wie 
vor dem freien Willen des Patienten entspricht. 
 
- 5 U 145/17 – Hinweisbeschluss vom 07.06.2018 – Beschluss vom 30.08.2018 -                            
    
Arztrecht 
Ausschluss eines Arztes von der Erstattungspflicht einer öffentlich-rechtlichen 
Sozialeinrichtung 
 
BGB §§ 823, 1004   
Schließt eine öffentlich-rechtliche Sozialeinrichtung, die ihren Mitgliedern Leistungen 
in Krankheitsfällen gewährt, entsprechend ihrer Satzung einen bestimmten Arzt ge-
nerell von der Erstattungspflicht aus, weil dieser gehäuft nicht indizierte Diagnostik 
und Behandlungen abgerechnet hat, so scheitert ein entsprechender Unterlassungs-
anspruch des Arztes regelmäßig jedenfalls an der fehlenden Rechtswidrigkeit des 
Ausschlusses. Ob sich dieser überhaupt als Eingriff in einen eingerichteten und aus-
geübten Gewerbebetrieb darstellt, lässt der Senat offen. 
 
- 5 U 195/17 – Urteil vom 05.12.2018 -                             

    
Arztrecht 
Unschädlichkeit fehlender Dokumentation der Abwägungsgründe bei Lysebe-
handlung 

 
BGB §§ 280, 611, 823   
1. Zur Frage notwendiger neurologischer Untersuchungen im Hinblick auf das Vorlie-
gen einer transitorisch-ischämischen Attacke bei einer Patientin mit Schwächeanfall. 
2. Bei einem leichten bis mittleren Schlaganfall (NISSH-Score 4) lässt ein fachärztli-
cher Standard im Hinblick auf die Notwendigkeit einer Lysebehandlung nicht feststel-
len. Wird der insoweit notwendige ärztliche Abwägungsvorgang nicht im einzelnen 
dokumentiert, lassen sich daraus keine beweisrechtlichen Konsequenzen zugunsten 
des Patienten herleiten. 
 
- 5 U 206/17 – Hinweisbeschluss vom 10.09.2018 – Beschluss vom 11.10.2018 -                             

    
Arztrecht 
Keine Aufklärungspflicht über die Art des verwendeten Knochenersatzmateri-
als 

 
BGB §§ 280, 611, 823   
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Ein Zahnarzt muss den Patienten grundsätzlich nicht darüber aufklären, welches Ma-
terial er im Falle der Notwendigkeit von Knochenaufbaumaßnahmen verwenden 
möchte (hier bovignes statt künstliches Knochenersatzmaterial). Hierbei handelt es 
sich nicht um eine Frage unterschiedlicher Behandlungsalternativen. 
 
- 5 U 24/18 – Urteil vom 05.12.2018 -                              
    
Arztrecht 
Schmerzensgeldbemessung bei schwerstgeschädigtem Kind 

 
BGB §§ 249, 253, 280, 630a, 823   
Ist einem Kind infolge eines geburtsbedingten und den Behandlern anzulastenden 
hypoxischen Hirnschadens (der dazu führt, dass das Kind weder jemals selbständig 
essen und trinken noch sprechen noch sich selbständig fortbewegen kann und dass 
eine maximale geistige Beeinträchtigung gegeben ist) jegliche Basis für die Entfal-
tung einer Persönlichkeit genommen, so ist ein Schmerzensgeld an der Obergrenze 
– die der Senat bei einem rein als Kapital geforderten Schmerzensgeld bei derzeit 
500.000.- € ansetzt – per se gerechtfertigt. Eine im Rahmen einer derartigen 
Schwerstschädigung vorgenommene weitere „Ausdifferenzierung“ (hier dahin, dass 
bei vergleichbaren Gerichtsentscheidungen etwa noch eine Tetraspastik oder eine 
Epilepsie hinzuträten) und eine damit begründete Reduzierung des Schmerzensgel-
des um 50.000.- € sind nicht gerechtfertigt.  
 
- 5 U 25/18 – Urteil vom 09.01.2019 -                               
    
Arztrecht 
Überwachung eines Anfängers aus angrenzendem Monitorraum ausreichend 

 
BGB §§ 280, 630a, 630h, 823   
Die Überwachung einer Ärztin in Weiterbildung bei der selbständigen Durchführung 
einer Herzkatheteruntersuchung ist ausreichend gewährleistet, wenn sie durch einen 
Oberarzt erfolgt, der dem Geschehen von einem angrenzenden Monitorraum aus 
folgt. 
 
- 5 U 32/18 – Hinweisbeschluss vom 08.11.2018 -                                

    
Arztrecht 
Keine Aufklärungspflicht über die Art des Verschlusses einer Punktionsstelle 
 
BGB §§ 280, 630a, 630e, 823   
Über die Frage, ob der Verschluss der Punktionsstelle nach einer Herzkatheterunter-
suchung durch herkömmlichen Druckverband oder durch ein (von innen das Gefäß 
verschließendes) Angio-Seal-System erfolgen soll, muss der Patient jedenfalls nicht 
unter dem Gesichtspunkt einer möglichen Behandlungsalternative aufgeklärt werden.  
 
- 5 U 33/18 – Hinweisbeschluss vom 05.11.2018 -                                

    
Arztrecht 
Keine Informationspflicht hinsichtlich des günstigsten Prozessfinanzierers 
 
BGB §§ 280, 611, 652   
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Der Rechtsanwalt muss seinen Mandanten (hier im Hinblick auf eine arzthaftungs-
rechtliche Streitigkeit) zwar grundsätzlich auf die Möglichkeit einer Prozessfinanzie-
rung durch einen Prozessfinanzierer hinweisen, jedoch nicht (jedenfalls nicht ohne 
entsprechenden Auftrag) prüfen und darüber informieren, welcher Prozessfinanzierer 
für den Mandanten besonders günstig ist. Von einem Rechtsanwalt kann nicht ohne 
gesonderten Auftrag erwartet werden, dass er umfangreiche Marktrecherchen be-
treibt und mehrere Prozessfinanzierer kontaktiert. 
 
- 5 U 47/18 – Hinweisbeschluss vom 21.12.2018 – Beschluss vom 08.02.2019 -                                 

    
Arztrecht/Verfahrensrecht 
internationale Zuständigkeit, Klage auf Einsichtnahme in Patientenunterlagen 
von NATO-Stellen nicht vor deutschen Zivilgerichten 

 
EMRK Art. 6, BGB  §§ 630g, 810, GVG § 20  
Ein ziviler Beschäftigter der NATO, der in einem Verfahren nach den NATO-
Zivilpersonalvorschriften (NCPR) die Feststellung seiner beruflich bedingten Invalidi-
tät anstrebt, kann nicht vor einem deutschen Zivilgericht die Einsichtnahme in seine 
im dortigen Verfahren angelegten Patientenunterlagen verlangen, wenn die das Inva-
liditätsverfahren betreffenden Vorschriften ein Einsichtsrecht nicht ausdrücklich vor-
sehen und der NATO-interne Rechtsweg zuvor vergeblich ausgeschöpft wurde. Eine 
entsprechende Klage ist wegen fehlender deutscher Gerichtsbarkeit schon unzuläs-
sig.  
 
- 5 W 25/18 – Beschluss vom 20.11.2018 -                              

    
Arztrecht 
Sachverständigenablehnung im Honorarprozess 
 
ZPO §§ 42, 406   
1. Ein Ablehnungsgesuch, das sich auf einen Ablehnungsgrund stützt, der bereits 
Gegenstand eines früheren Ablehnungsgesuchs war, ist unzulässig. 
2. Ein Sachverständiger, der zur Frage einer möglichen Analog-Anwendung von 
GOÄ- oder GOZ-Ziffern bei neuartigen Therapiemethoden eingeschaltet wird, ist 
nicht schon deshalb befangen, weil er die umstrittene Abrechnungsweise selbst prak-
tiziert. 
 
- 6 U 10/16 – Urteil vom 11.01.2019 -  
                    
Verfahrensrecht 
Palast der Republik 
 
UrhG § 97 Abs. 2, ZPO § 3 
1. Die Bildhonorar-Tabellen der Mittelstandsgemeinschaft Fotomarketing (MFM-
Empfehlungen) können ausnahmsweise als Ansatzpunkt für die richterliche Scha-
densschätzung gemäß § 287 ZPO angesehen werden, wenn es sich um Lichtbilder 
eines professionellen Fotografen handelt, die nicht mehr reproduzierbar sind und 
wenn durch Vorlage von Rechnungen belegt ist, das Lizenzen in ähnlicher Höhe – 
sei es auch für andere Nutzungsarten – erzielt werden. 
2. Der Streitwert des Unterlassungsanspruchs betreffend die Nutzung einer Vielzahl 
von Lichtbildern steigt nicht linear, sondern degressiv. Bei der Nutzung von 52 Licht-
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bildern, die zumindest teilweise die Schwelle zum Lichtbildwerk überschritten haben, 
ist ein Ansatz von 3000 € pro Bild sachgerecht. 
 
- 6 U 81/17 – Beschluss vom 25.04.2018 – 
- 8 AR 17/18 – Beschluss vom 18.05.2018 -                    

 
Kartellberufungssache 

 
GWB §§ 87 Satz 2, 91, 95 
1. Eine Kartellberufungssache liegt immer dann vor, wenn es sich um eine Streitigkeit 
handelt, für die in erster Instanz die Zuständigkeit des Kartell-Landgerichts begründet 
gewesen wäre (§ 87 GWB), ohne dass es eine Rolle spielt, ob tatsächlich das Kar-
tell-Landgericht entschieden hat. 
2. War das Verfahren in erster Instanz eine Kartellsache, so bleibt es auch in zweiter 
Instanz eine Kartellsache, und zwar unabhängig davon, ob es für die Entscheidung 
über die Berufung auf die kartellrechtliche Frage ankommt. 
 
- 6 U 61/18 – Urteil vom 18.01.2019 -   
                    
UWG 
Culatello di Parma 

 
Rom-II-VO Art. 8 Abs. 2, Verordnung (EU) 1151/2012 Art. 13 Abs. 1 
MarkenG § 135 
1. Wird bei behaupteter Verletzung einer geographischen Ursprungsbezeichnung 
allein das Anbieten, Bewerben, In-Verkehr-Bringen und Einführen in der/die Bundes-
republik Deutschland angegriffen, gilt nach Art. 8 Abs. 2 Rom-II-Verordnung für den 
Umfang des Schutzes der geltend gemachten Rechte Art. 13 der Verordnung (EU) 
1151/2012, während sich auf der Rechtsfolgenseite der Unterlassungsanspruch aus 
§ 135 MarkenG, § 8 UWG ergibt, auch wenn beide Parteien nicht in Deutschland an-
sässig sind. 
2. Der Schutz der geographischen Ursprungsbezeichnung „Prosciutto die Parma“ 
erstreckt sich auch auf die Verwendung der einzelnen geographischen Bestandteile 
der zusammengesetzten Bezeichnung. 
3. Für die Frage der Anspielung im Sinne des Art. 13 I lit. b der Verordnung (EU) 
1151/2012 kommt es weder auf die Sichtweise des deutschen Verbrauchers noch 
des Verbrauchers im Herkunftsland der Waren, sondern auf die Verkehrsauffassung 
des europäischen Verbrauchers an. Diese Verkehrsauffassung kann der Senat 
selbst beurteilen, da er zu den angesprochenen europäischen Verkehrskreisen ge-
hört. 
4. Die Bezeichnung „Culatello di Parma“ für ein aufgeschnittenes Rohschinkenpro-
dukt in Klarsichtverpackung stellt eine Anspielung auf die geschützte Ursprungsbe-
zeichnung „Prosciutto di Parma“ dar. 
 
- 6 U 74/18 – Urteil vom 18.01.2019 -   
                    
Rechtsschutzbedürfnis, Kündigung durch Bausparkasse in Niedrigzinsphase 
 

UKLaG § 1 
Für einen Unterlassungsantrag, der darauf gerichtet ist, einer Bausparkasse zu ver-
bieten, Bausparverträge aufgrund einer nach Vertragsschluss eingetretenen Verän-
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derung der finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen aus wichtigem Grund 
und/oder wegen Störung der Geschäftsgrundlage zu kündigen, fehlt das Rechts-
schutzbedürfnis, weil der Antrag nicht nur die von dem Kläger beanstandete außer-
gerichtliche Kündigung, sondern auch die Rechtsverteidigung der Beklagten im Pro-
zess erfasst und weil die Erklärung der Kündigung einer gerichtlichen Auseinander-
setzung über deren Berechtigung zwingend vorausgehen muss.  
 
- 6 U 131/18 – Urteil vom 11.01.2019 -    
                    
Arztrecht 
Bezug von Fertigspritzen 

 
UWG § 3a, ApoG §11 Abs. 1 
Die Absprache zwischen einer Versandapotheke und einer Krankenversicherung, 
wonach ein Bezug von Fertigspritzen zur Behandlung der feuchten Makuladegenera-
tion auf Anforderung von Augenärzten über die Versandapotheke erfolgen soll, unter-
fällt nicht dem Anwendungsbereich des §§ 11 Abs. 1 ApoG; die Krankenversicherung 
ist keine „andere Person die sich mit der Behandlung von Krankheiten befasst“. 
 
- 6 U 147/18 – Urteil vom 01.02.2019 -     
                    
UWG-Recht 
„Antep Mangal“ 

 
MarkenG § 14 Abs. 2, Nr. 2; Abs. 5 
1. Eine rein beschreibende Benutzung eines fremdsprachigen Begriffes scheidet aus, 
wenn sie nur aus Sicht der fremdsprachigen, nicht aber aus der Sicht der nicht-
fremdsprachigen Verkehrskreise besteht. 
2. Die Dienstleistungen eines türkischen Restaurants in einer deutschen Großstadt 
richten sich nicht allein an ein türkisch-sprachiges Publikum, so dass nicht von einer 
gespaltenen Verkehrsauffassung ausgegangen werden kann. 
3. In diesem Fall wird auch ein zweigliedriges Zeichen, das aus zwei in der Fremd-
sprache beschreibenden Worten besteht, nicht von einem der beiden Begriffe allein 
geprägt; der nicht-fremdsprachige Verkehr wird von zwei gleich kennzeichnungskräf-
tigen Bestandteilen ausgehen. 
4. Zwischen den Zeichen „Mangal“ und „Antep Mangal“ besteht in Bezug auf die 
Dienstleistungen eines türkischen Restaurants in Deutschland keine Verwechslungs-
gefahr. 
 
- 6 U 214/18 – Urteil vom 15.02.2019 -      
                    
UWG-Recht 
Hausverbot gegenüber Geschäftsführer des Mitbewerbers 
 
UWG § 2 Abs. 1 Nr. 3, § 4 Nr. 4, § 8 Abs. 3 Nr. 1; BGB §§ 823, 858 ff., 1004 
1. Die Klagebefugnis gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 UWG steht der jeweiligen Gesellschaft, 
nicht aber ihrem Geschäftsführer persönlich zu.  
2. Das Aussprechen eines Hausverbots gegen eine Privatperson ist grundsätzlich 
zulässig, wenn die Räumlichkeiten nicht unter Verzicht auf eine Prüfung im Einzelfall 
gegenüber einem allgemeinen Publikum eröffnet sind.  
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3. Die Erteilung eines Hausverbots gegenüber dem Geschäftsführer eines Mitbewer-
bers ist bei dem Verkehr eröffneten Räumlichkeiten nur zulässig, wenn hierfür maß-
gebliche Interessen des Hausrechtsinhabers sprechen.  
 
- 10 U 18/18 – Hinweisbeschluss vom 13.08.2018 -                       

 
Autorecht/Versicherungsrecht 

 
Die Berufung eines Klägers, mit dem dieser ein klageabweisendes Urteil in einer 
Verkehrsunfallsache mit dem Begehren einer Auswechselung der Urteilsgründe an-
greift (hier: akzeptierter Klageabweisungsgrund inkompatibler Schäden anstatt des 
vom Landgericht für maßgebend erachteten Vorwurfs eines fingierten Unfalls), ist 
unzulässig. 
 
- 10 UF 195/17 – Beschluss vom 25.10.2018 -                         

 
Familienrecht 
 
BGB § 1379 Abs. 1 S. 2  
Auf Verlangen des im Zugewinnausgleichsverfahren Auskunftsberechtigten sind vom 
Auskunftsverpflichteten positive Auskünfte zu Vermögenswerten zu belegen. Die in 
der Auskunft über positive Vermögenswerte enthaltene Negativerklärung, nicht über 
weitere relevante Vermögenswerte zu verfügen, ist nicht zu belegen. 
 
- 10 UF 35/18 – Beschluss vom 17.08.2018 -                        

 
Familienrecht/Verfahrensrecht 
 
ZPO § 114  
Hat eine Beschwerde eines Beteiligten aufgrund zulässigen neuen Vorbringens, das 
der Rechtsmittelführer bei aktiver und sorgfältiger Prozessführung auch in erster In-
stanz hätte geltend machen können, Aussicht auf Erfolg, so ist die für die Durchfüh-
rung des Rechtsmittelverfahrens begehrte Verfahrenskostenhilfe wegen Mutwilligkeit 
zu versagen. 
 
- 10 UF 91/18 – Beschluss vom 13.08.2018 -                         
 
Familienrecht 
 
1. Nebenforderungen sind der Rechtsmittelbeschwer lediglich dann zuzurechnen, 
wenn sie als Hauptforderung anzusehen sind, § 4 Abs. 1 a.E. ZPO. Ist die Hauptfor-
derung noch Verfahrensgegenstand, ist die Nebenforderung wertmäßig auch hin-
sichtlich der Beschwer nicht berücksichtigungsfähig 
2. Vor der Verwerfung einer Beschwerde mangels ausreichender Beschwer ist nur 
dann eine Entscheidung über die Zulassung der Beschwerde vom Beschwerdege-
richt nachzuholen, wenn das erstinstanzliche Gericht keine Veranlassung gesehen 
hat, die Beschwerde zuzulassen, weil es von einer Beschwer der unterlegenen Partei 
ausgegangen ist, die 600,00 € übersteigt. Hierfür muss sich aus der angefochtenen 
Entscheidung ergeben, dass das erstinstanzliche Gericht ein Rechtsmittel für statt-
haft gehalten hat; die Wertfestsetzung genügt hierfür nicht (vorliegend offen gelassen 
wegen Fehlens eines Zulassungsgrundes). 
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- 10 UF 99/18 – Beschluss vom 17.12.2018 -                          
 
Familienrecht 
 
Keine Erstattungsansprüche von für die gemeinsame Mutter gezahlten Pflegekosten 
unter den Geschwistern.  
 
- 10 W 19/18 – Beschluss vom 25.01.2019 -                           

 
Familienrecht 

 
1. Befindet sich der Beklagte im Zahlungsverzug, hat er regelmäßig Veranlassung 
zur Klage gegeben, so dass ein sofortiges Anerkenntnis nicht mehr in Betracht 
kommt. 
2. Hat der Beklagte dem Kläger mittels einer Straftat (hier: „Enkeltrick“) das Geld ent-
zogen, liegt nach §§ 848, 849 BGB bereits seit dieser Entziehung Verzug vor, ohne 
dass es einer weiteren Mahnung oder Zahlungsaufforderung bedurft hätte. 
 
- 10 WF 132/17 – Beschluss vom 23.07.2018 -                            
 
Familienrecht 
 

VV RVG Nr. 1000 Abs. 1 S. 1 und S. 2,  VV RVG Nr. 3101 Ziffer 2,  VV RVG 
Nr. 3104 Abs. 2  
Wird ein rechtskräftig festgestellter Zahlungsanspruch, dessen Durchsetzbarkeit 
zweifelhaft ist, in eine gerichtliche Scheidungsfolgenvereinbarung einbezogen und ist 
über diesen im Termin zur mündlichen Erörterung verhandelt worden, fällt neben der 
1,5-fachen Einigungsgebühr (Nr. 1000 VV RVG) auch eine 0,8-fache Verfahrensge-
bührt (Nr. 3101 Ziff. 2 VV RVG) und eine 1,2-fache Termingebühr (Nr. 3104 Abs. 2 
VV RVG sowie Vorb. 3 Abs. 3 VV RVG) an. Eine Anrechnung der bereits in dem ein-
bezogenen Verfahren festgesetzten Verfahrens- und Termingebühren findet in dem 
Einbeziehungsverfahren nicht statt; dies gilt selbst dann, wenn eine Anrechnung in 
dem einbezogenen Verfahren nicht mehr erfolgen kann. 
 
- 10 WF 172/17 – Beschluss vom 19.07.2018 -                            
 
Familienrecht 
 

BGB §§1629 Abs. 2 S. 3, § 1796 Abs. 1  
Es führt zu einem erheblichen Interessengegensatz im Sinne von §§ 1629 Abs. 2 S. 
3, 1796 BGB, wenn konkrete Umstände dafür vorliegen, dass die alleinsorgeberech-
tigte Kindesmutter als Testamentsvollstreckerin die Belange des Kindes nicht in dem 
gebotenen Maß wahren und fördern wird. In diesem Fall ist der gesetzlichen Vertre-
terin die sorgerechtliche Vertretung des Kindes zur Wahrnehmung seiner Rechte ge-
genüber ihr als Testamentsvollstreckerin sowie die Vertretung des Kindes bezüglich 
der sich aus der Erbenstellung ergebenden Rechte gegenüber dem Nachlassgericht 
zu entziehen und Ergänzungspflegschaft anzuordnen. 
 
- 12 U 20/13 – Urteil vom 13.09.2018 -   
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Vorgehend: OLG Köln, Urteil vom 27.01.2015, 12 U 20/13 und BGH V ZR 66/15; 
nachgehend BGH V ZR 287/18) 
 
Geschäftsunfähigkeit, Beweiserhebung durch Verwertung eines im Betreu-
ungsverfahren eingeholten Gutachtens 

 
BGB §§ 104 , ZPO §§ 295, 411a  
1. Ein Ausschluss der freien Willensbestimmung gemäß § 104 Nr. 2 BGB ist gege-
ben, wenn jemand außerstande ist, seinen Willen frei und unbeeinflusst von einer 
krankheitsbedingten Beeinträchtigung seiner Geistestätigkeit zu bilden und nach zu-
treffend gewonnenen Einsichten zu handeln, wobei darauf abzustellen ist, ob eine 
freie Entscheidung bei sachlicher Prüfung der in Betracht kommenden Gesichtspunk-
te nach Abwägung des Für und Wider möglich ist, oder ob umgekehrt von einer 
freien Willensbildung nicht mehr gesprochen werden kann, etwa weil infolge der 
Geistesstörung äußere Einflüsse den Willen übermäßig beherrschen. 
2. Eine Beweiswürdigung zur Frage des Ausschlusses der freien Willensbestimmung 
kann gestützt auf § 411a ZPO durch Verwertung eines im Rahmen eines Betreu-
ungsverfahrens eingeholten Gutachtens erfolgen, wenn den Parteien Kopien des 
Gutachtens vorliegen und sie zur beabsichtigten Verwertung angehört worden sind.  
3. Die rügelose Stellung eines Sachantrages nach Kenntnisnahme von der auf § 
411a ZPO gestützten Absicht der Gutachtenverwertung, führt dazu, dass die antrag-
stellende Partei nach § 295 ZPO mit der Rüge mangelnder Verwertbarkeit sowie ei-
nes Verstoßes gegen den Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme aus-
geschlossen ist. 
 
- 12 U 28/15 – Urteil vom 18.02.2016 -                   
  
BGB §§ 185, 242, 816, 929, 930, 932, 985, 1006, InsO §§ 35, 51 Nr. 1, 80 Abs. 1, 
166, 173 Abs. 1, BDSG § 28, FZV § 12  
1. Wer nach § 932 BGB mangels guten Glaubens kein Eigentum erwirbt, ist dem Ei-
gentümer nach Treu und Glauben (§ 242 BGB) zur Auskunft über den Verbleib der 
Sache verpflichtet. 
2. Zur Geltendmachung des Auskunftsanspruchs ist der Sicherungseigentümer trotz 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Sicherungsgebers wei-
terhin aktivlegitimiert, wenn der Insolvenzschuldner die Sache bereits vor Anordnung 
von Sicherungsmaßnahmen an einen Dritten übergeben hatte. 
3. Der Grundsatz, wonach ein gutgläubiger Erwerb eines Kraftfahrzeugs in der Regel 
ausscheidet, wenn der Veräußerer die Zulassungsbescheinigung Teil II nicht vorlegt, 
erfährt bei Fahrzeugen, die nach ihrer Bauart für eine Verwendung in der Landwirt-
schaft ausgelegt sind, keine Einschränkung. Insbesondere entfällt die Obliegenheit 
zu weiteren Erkundigungen im Falle der Nichtvorlage der Zulassungsbescheinigung 
Teil II nicht allein wegen des Bestehens der Möglichkeit, dass eine straßenverkehrs-
rechtliche Zulassung nie erfolgt sein könnte. 
 
- 12 U 69/15 – Hinweisbeschluss vom 26.01.2016 -                    
  
BGB §§ 241 Abs. 2, 242, 280 Abs. 1, 311 Abs. 2 Nr. 1, 433 Abs. 1, 434 Abs. 1, 437, 
444  
1. Ist ein Privatgutachter hinsichtlich eines unfallgeschädigten PKW zu der Bewer-
tung gelangt, das Fahrzeug sei nur eingeschränkt verkehrssicher, so handelt es sich 
um einen Umstand, auf den Kaufinteressenten hinzuweisen sind.  
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2. Der Verkäufer kann seiner Hinweispflicht über einen offenbarungspflichtigen Um-
stand durch das Überreichen von Unterlagen genügen, wenn er berechtigt erwarten 
kann, der Kaufinteressent werde diese Unterlagen als Grundlage für seine Kaufent-
scheidung durchsehen. Von einem Überreichen von Unterlagen ist auch bei Über-
mittlung in elektronischer Form auszugehen – mit dem bloßen Angebot der Einsicht-
nahme kommt der Verkäufer seiner Offenbarungspflicht hingegen nicht nach. 
 
- 12 U 61/16 – Urteil vom 31.01.2019 – nicht rechtskräftig -                  
  
Nutzungsersatzansprüche nach Widerruf eines Verbraucherdarlehensvertra-
ges; Annahmeverzug 

 
BGB §§ 346, 293, 495  
1. Hat der Darlehensnehmer nach Erklärung des Widerrufs eines Verbraucherdarle-
hensvertrages dem Darlehensgeber wörtlich eine Zahlung angeboten, kann der Ein-
nahme des Rechtsstandpunkts der Unwirksamkeit des Widerrufs weder für sich ge-
nommen, noch zusammen mit der Tatsache des Unterbleibens der Ankündigung, 
nach Zahlungserhalt bestellte Sicherheiten freizugeben, die Bedeutung einer Erklä-
rung beigemessen werden, die angebotene Zahlung nicht annehmen zu wollen (§ 
293 BGB). 
2. Die nach wirksamem Widerruf eines Verbraucherdarlehensvertrages vom Darle-
hensgeber erklärte Hilfsaufrechnung kann in Fällen, in denen die Darlehen noch 
weitgehend valutieren, dazu führen, dass infolge der Rückwirkung der Aufrechnung 
auf den Widerrufszeitpunkt (§ 389 BGB) die Ansprüche des Darlehensnehmers be-
reits als in diesem Zeitpunkt erloschen gelten, wodurch Ansprüche des Darlehens-
nehmers auf Nutzungsersatz für die Zeit nach dem Widerruf nicht mehr haben ent-
stehen können. 
 
- 12 U 103/17 – Urteil vom 22.11.2018 -                   

  
Zahlungsdienstevertrag, Stellvertretung 

 
BGB §§ 164, 676b, EGBGB  Art. 248 §§ 7, 10, 14  
1. Wird eine Person unter Verwendung falscher Personalien zum Geschäftsführer 
einer GmbH bestellt, so ist für Willenserklärungen, die diese Person im Rechtsver-
kehr namens der GmbH angibt, wegen der Frage der Vertretungsmacht nicht auf den 
Inhaber der verwendeten Personendaten, sondern unabhängig von den verwendeten 
Daten darauf abzustellen, ob die im Rechtsverkehr auftretende Person mit derjenigen 
identisch ist, die zum Geschäftsführer bestellt worden ist.  
2. Der Einwendungsausschluss gemäß § 676 b BGB greift, wenn ein nicht autorisier-
ter Zahlungsvorgang nicht innerhalb der Ausschlussfrist von 13 Monaten des § 676b 
Abs. 2 S. 1 BGB angezeigt wird. Diese Frist beginnt mit dem Tag der Belastung, so-
fern der Zahlungsdienstleister seinen Informationspflichten gemäß Art. 248 §§ 7, 10, 
14 EGBGB nachgekommen ist, sonst mit dem Tag der Unterrichtung (§ 676b Abs. 2 
S. 2 BGB), wobei die Beweislast für die Voraussetzungen der Präklusion beim Zah-
lungsdienstleister liegt. 
 
- 12 U 193/17 – Urteil vom 31.01.2019 – nicht rechtskräftig -                  

  
Ansprüche nach Widerruf eines Verbraucherdarlehensvertrages 
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BGB §§ 346, 355, 495  
1. Nach wirksamen Widerruf eines Verbraucherdarlehensvertrages kann der Darle-
hensnehmer vom Darlehensgeber gemäß § 346 Abs. 1 Halbsatz 2 BGB a.F. die 
Herausgabe von Nutzungsersatz wegen der widerleglich vermuteten Nutzung der bis 
zum Wirksamwerden des Widerrufs erbrachten Zins- und Tilgungsleistungen verlan-
gen, der bei Immobiliardarlehensverträgen in Höhe von 2,5 Prozentpunkten über 
dem jeweiligen Basiszinssatz widerleglich vermutet wird. Eine Widerlegung durch 
Vortrag zur Verwendung der konkret bezogen auf die aus dem jeweiligen Darlehens-
vertrag erwirtschafteten Mittel erfolgt weder durch Vortrag zu den Einstandssätzen 
für das Refinanzierungsgeschäft sowie zur Berechnung eines Margenbarwertes, 
noch durch Ausführungen zu der aus den Geschäftsberichten der Bank ersichtlichen 
allgemeinen Umsatzrendite. 
2. Der Darlehensgeber hat demgegenüber nach Widerruf gegenüber dem Darle-
hensnehmer grundsätzlich Anspruch auf Nutzungsersatz in Höhe des Vertragszinses 
(§ 346 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 BGB) bis zur vollständigen Rückführung der Darle-
hensvaluta. Zum Nachweis eines geringeren Gebrauchsvorteils (§ 346 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 BGB) ist auf die Verhältnisse zur Zeit des Vertragsschlusses und gege-
benenfalls vertraglich vereinbarter Zinsanpassungen abzustellen, wogegen es auf 
das allgemeine Marktniveau mangels einer dynamischen Betrachtungsweise nicht 
ankommt. 
3. Daraus, dass der Darlehensnehmer die Darlehensvaluta zur Finanzierung einer 
Wohnimmobilie genutzt hat, kann kein höherer Nutzungswertanspruch wegen erspar-
ter Mietaufwendungen hergeleitet werden, da es sich nur um einen mittelbar durch 
Nutzung der Valuta erlangten Vorteil handelt, der zudem bei wirtschaftlicher Betrach-
tung als in der Position des Nutzungsersatzes in Höhe des Vertragszinses auf-
gehend zu bewerten ist. 
 
- 12 U 26/18 – Hinweisbeschluss vom 15.08.2018 – (nachfolgend Berufungsrück-
nahme) 
 
Übernahme eines Darlehensvertrages durch einen neuen Darlehensnehmer; 
Unwirksamkeit von Verfügungen nach § 21 Abs. 2 InsO 
 
BGB §§ 488, 311, InsO § 21 Abs. 2  
1. Bei der Vereinbarung des Eintritts in einen Darlehensvertrag anstelle des bisheri-
gen Darlehensnehmers handelt es sich um ein Rechtsgeschäft, zu dessen Zustan-
dekommen drei gleichzeitig wirksame und inhaltlich übereinstimmende Willenserklä-
rungen vorliegen müssen, nämlich des Darlehensgebers, des bisherigen Darlehens-
nehmers und des neuen Darlehensnehmers. 
2. Für die Frage der etwaigen Unwirksamkeit einer Verfügung aufgrund der Anord-
nung von Sicherungsmaßnahmen nach § 21 Abs. 2 InsO ist nicht auf den Zeitpunkt 
der Erstellung einer als Verfügung zu bewertenden Erklärung abzustellen, sondern 
auf den der Abgabe (arg. § 130 Abs. 1, Abs. 2 BGB).  
3. Verfügungen i.S.d. § 21 Abs. 2 InsO sind alle Rechtshandlungen, die auf das 
Vermögen des Schuldners unmittelbar einwirken, weshalb nicht nur Zahlungen des 
Schuldners oder Genehmigungen im Einzugsermächtigungsverfahren hierzu zählen, 
sondern auch die in einem Darlehensübernahmevertrag vorgesehene Übertragung 
eines Anwartschaftsrechts an einer zur Sicherheit an den Darlehensgeber übereigne-
ten Sache auf den Vertragsübernehmer. 
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- 12 U 46/18 – Hinweisbeschluss vom 27.08.2018 – (nachfolgend Berufungsrück-

nahme) 
 
BGB  §§ 355, 495, 145, 148, EGBGB Art. 247 § 6 Abs. 2  
1. Es ist weder verwirrend, noch lässt es die Gesetzlichkeitsfiktion einer mit dem 
Muster übereinstimmenden Widerrufsinformation entfallen, wenn im Anschluss an die 
Widerrufsinformationen unter der Überschrift „Verbindlichkeit dieses Antra-
ges/Bindefrist“ eine Befristung der Bindung des offerierenden Verbrauchers an sein 
Angebot vereinbart wird. 
2. Im Falle einer beanstandungsfreien Widerrufsinformation ist die gesonderte Ver-
einbarung einer auf das Angebot bezogenen Bindungsfrist ist nicht geeignet, beim 
Verbraucher falsche Vorstellungen über den Lauf der gesondert geregelten Wider-
rufsfrist zu erwecken. 
3 Die Wahrnehmung der in den §§ 145, 148, 149 BGB vom Gesetz vorausgesetzten 
und anerkannten Möglichkeit, den Anbietenden nur für eine begrenzte Zeit an seine 
Offerte zu binden, ist im Hinblick auf das Widerrufsrecht weder widersprüchlich, noch 
verwirrend, da der Regelungsgehalt der Bindungsfrist mit dem Zugang der Annah-
meerklärung der Bank beim Darlehensnehmer endet, wogegen die Widerrufsfrist erst 
ab diesem Zeitpunkt zu laufen beginnen kann. 
 
- 12 U 50/18 – Beschluss vom 19.12.2018 - (522-Zurückweisungsbeschluss, NZB 

eingelegt)  
                
Schadensersatz nach Beratungsfehler, Steuerpflichtigkeit von Zinsen aus Spa-
ranteilen, wenn die zugrundeliegende Versicherung der Sicherung eines Darle-
hens dient 
 
BGB §§ 249, EStG (a. F.) §§ 20 Abs. 1, 10 Abs. 2 Satz 2  
1. In Anwendung des maßgeblichen normativen Schadensbegriffs kann es wegen 
eines von einer Bank zu vertretenden Beratungsfehlers an einem zurechenbaren 
Schaden schon deshalb fehlen, weil dem Bankkunden im Wege des Schadensersat-
zes grundsätzlich nicht mehr zuerkannt werden kann, als das, was er nach der mate-
riellen Rechtslage beanspruchen kann, da der Verlust oder die Vorenthaltung einer 
tatsächlichen oder rechtlichen Position, auf die nach der Rechtsordnung kein An-
spruch besteht, keinen ersatzfähigen Nachteil darstellt. 
2. Gemäß §§ 20 Abs. 1 Nr. 6 Sätze 2 u. 4, 10 Abs. 2 Satz 2 EStG (in der maßgebli-
chen, vom 06.08.2004 bis 07.12.2004 geltenden Fassung, im Folgenden: a.F.) zähl-
ten Zinsen aus Sparanteilen, die in Versicherungen auf den Erlebens- oder Todesfall, 
die der Tilgung oder Sicherung eines Darlehens dienten, enthalten sind, ausnahms-
weise unter den dort genannten Voraussetzungen nicht zu den steuerpflichtigen Ka-
pitaleinkünften, dies jedoch nur, wenn auch die Voraussetzungen des Satzes 4  er-
füllt waren. Allerdings regelte § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 4 EStG a.F., dass die Ausnah-
meregelung nach Satz 2 nur greifen soll, wenn hinsichtlich der in Rede stehenden 
Versicherung auch die Voraussetzungen für den Sonderausgabenabzug nach § 10 
Abs. 2 Satz 2 Buchst. a oder b EStG a.F. erfüllt waren. Unabdingbare Voraussetzung 
für einen Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 2 Satz 2 Buchst. a EStG a.F. war 
es, dass das Darlehen unmittelbar und ausschließlich der Finanzierung von Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten eines Wirtschaftsgutes diente, das dauernd zur Er-
zielung von Einkünften bestimmt war und keine Forderung war. Daran fehlt es, wenn 
das Darlehen auch der Finanzierung von Erhaltungsaufwendungen diente. 
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3. Für die Erfüllung des Tatbestandsmerkmals „zu Sicherungszwecken dienen“ (§ 10 
Abs. 2 Satz 2 EStG a.F.) kommt es weder auf das Vorliegen einer nach § 398 BGB 
wirksamen Abtretung, noch darauf an, inwieweit einer etwaigen Anzeigepflicht ge-
nügt wurde. Entscheidend und ausreichend ist vielmehr die tatsächliche Verwendung 
der Ansprüche aus der betreffenden Versicherung während deren Laufzeit für einen 
Tilgungs- oder Sicherungszusammenhang, wofür ein Verpflichtungsgeschäft wie et-
wa eine Sicherungsabrede genügt. 
 
 
- 12 U 90/18 – Hinweisbeschluss vom 10.01.2019 -                
  
Widerruf eines Verbraucherdarlehensvertrages, Musterschutz, Verwirkung 
 
BGB §§ 242, 355, 495, EGBGB Art. 247 § 6 Abs. 2, 9 Abs. 1  
1. Zur Frage der Verwirkung des Rechts auf Widerruf eines Verbraucherdarlehens-
vertrages 7 Jahre nach dessen vollständiger Abwicklung 
2. Die Gesetzlichkeitsfiktion wegen vollständiger Übereinstimmung mit dem gesetzli-
chen Muster gemäß Anlage 7 zu Art. 247 § 6 Abs. 2 EGBGB (in der im Juni 2014 
geltenden Fassung) entfällt nicht dadurch, dass an anderer Stelle des Vertrages ein 
Aufrechnungsverbot geregelt worden ist, welches wegen seiner offenen Formulie-
rung als unwirksam zu bewerten sein könnte (vgl. BGH, Urteil vom 20.03.2018, XI ZR 
309/16, zitiert nach juris, Rn. 19). 
 
- 12 W 46/18 – Beschluss vom 22.01.2019 -                 
  
Streitwert bei Geltendmachung des Widerrufs eines Verbraucherdarlehensver-
trages 

 
GKG §§ 48, ZPO § 3, BGB §§ 346 ff.  
1. Der Gegenstandswert eines Vergleichs richtet sich danach, worüber der Vergleich 
geschlossen wird. Im Grundsatz unmaßgeblich ist demgegenüber, worauf sich die 
Parteien einigen, d. h. welche Verhandlungsergebnisse / Zugeständnisse Gegen-
stand des Vergleichs sind. 
2. Wenn auf Feststellung geklagt wird, der Darlehensvertrag habe sich in ein Rück-
gewährschuldverhältnis umgewandelt hat, sind die Leistungen maßgeblich, die der 
Darlehensnehmer gemäß §§ 346 ff. BGB beanspruchen zu können meint, weshalb 
im Falle der Geltendmachung des Widerrufs eines Verbraucherdarlehnsvertrages die 
Zins- und Tilgungsleistungen bis zum Widerruf maßgeblich sind. Danach vom Darle-
hensnehmer – ggf. unter Vorbehalt – weiter erbrachte Zins- und Tilgungsleistungen 
fallen dagegen nicht in das Rückgewährschuldverhältnis gemäß §§ 346 ff. BGB. 
3. Eine Hinzurechnung des Nominalwertes einer Grundschuld kommt nur in Betracht, 
wenn die Grundschuld streitgegenständlich geworden ist. Demgegenüber stellt die 
Aufnahme einer Regelung zur Grundschuld in einen die Rückabwicklung des Darle-
hensvertrages regelnden Vergleich in Fällen, in denen zuvor kein die Grundschuld 
betreffender Klageantrag angekündigt worden war, regelmäßig nicht die Beilegung 
eines über den Gegenstand des Rechtsstreits hinausgehenden Streitverhältnisses 
dar. 
 
- 16 U 129/16 – Beschluss vom 12.12.2018 -               
  
Testamentsvollstrecker, Vergütung 
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BGB §§ 2218, 2221  
Die Vergütung des Testamentsvollstreckers ist, soweit nichts anderes vom Erblasser 
bestimmt ist, erst nach Beendigung des Amtes in einem Betrag zur Zahlung fällig, 
wenn der Testamentsvollstrecker seine Pflichten, insbesondere seine Pflicht zur 
Rechnungslegung (§§ 2218, 666 BGB), erfüllt hat. 
 
- 16 U 140/18 – Beschluss vom 21.02.2019 -                
  
Baurecht 
Abnahme Architektenleistung 

 
BGB § 640  
Ist der Architekt mit der Planung bis zur Leistungsphase 4 HOAI (Genehmigungspla-
nung) beauftragt, so liegt in der Einreichung der Planungsunterlagen durch den Auf-
traggeber im Rahmen des Baugenehmigungsantrages die Abnahme der Architekten-
leistung. Das gilt jedenfalls dann, wenn der Auftraggeber die Schlussrechnung des 
Architekten vorbehaltlos begleicht. Darauf, dass das Bauamt auf der Grundlage der 
dauerhaft genehmigungsfähigen Planungsunterlagen auch tatsächlich eine Bauge-
nehmigung erteilt, hat der Architekt keinen Einfluss. Ohne abweichende Vereinba-
rung fällt dieses Risiko in  die Sphäre des Auftraggebers, der gegebenenfalls seinen 
Anspruch auf Erteilung einer Baugenehmigung öffentlich-rechtlich durchsetzen muss. 
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Baurecht/Verfahrensrecht 
Aussetzung, Werklohnklage 
 
ZPO § 148  
Die Werklohnklage des Subunternehmers gegen den Hauptunternehmer kann nicht 
allein deswegen nach § 148 ZPO ausgesetzt werden, weil die Erbringung der Wer-
kleistung in dem Prozess über den Werklohn des Hauptunternehmers gegen den 
Bauherrn ebenfalls bestritten ist. Eine die Aussetzung ermöglichende Bindung kann 
allerdings über eine Interventionswirkung (§§ 74 Abs. 3, 68 ZPO) entstehen, wenn 
der Hauptunternehmer gegenüber dem Subunternehmer den Streit verkündet. 
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Kostenrecht  
Kosten der Säumnis und nachfolgender Vergleich 
 
ZPO §§ 91, 104, 344, BGB § 779, KV-GKG Nr. 1210, 1211 Nr. 3  
Die durch ein vorangegangenes Versäumnisurteil „vereitelte“ Kostenreduzierung 
nach Nr. 2111 Nr. 3 KV-GKG um 2,0 Gerichtskosten stellen keine „(Mehr-) Kosten 
der Säumnis“ im Sinne von § 344 ZPO dar, die von der säumigen Partei zu tragen 
wären. Eine andersartige Auslegung einer entsprechenden Regelung in einem Ver-
gleich (vgl. KG, KGR 2006, 924) kommt ohne konkrete Anhaltspunkte im Vergleich 
oder sonstiger (unstreitiger) Umstände grundsätzlich nicht in Betracht.  


